
Rede von DGB-Regionssekretär Horst Raupp auf der Kundgebung 
des Bündnisses Antikriegstag Odenwald am 4. September 2021 auf 
dem Schlossplatz in Erbach  
 
(es gilt das gesprochene Wort) 
 
 
 
Liebe Friedensfreundinnen und Friedensfreunde,  
 
1. September 1939: Überfall von Nazi-Deutschland auf Polen, Beginn 
des Zweiten Weltkrieges. Ganz Europa und weite Teile der Welt wurden 
in einen Trümmerhaufen und ein Menschenschlachthaus verwandelt.  
 
60 Millionen Tote. 
 
Krieg ist Barbarei. 
 
Für uns Gewerkschafter*innen ist der Antikriegstag ein besonderer Tag 
der Mahnung: 
 
Nie wieder Krieg! Nie wieder Faschismus! 
 
Er ist ein Tag des Erinnerns daran, dass Deutschland angesichts der 
Menschheitsverbrechen der Nazis besondere Verantwortung für den 
Frieden trägt. 
 
Für uns steht fest:  
 
Wir brauchen eine Politik, die auf Abrüstung und Entspannung setzt, 
statt auf Aufrüstung und Abschreckung. 
 
Weltweit erleben wir eine massive Steigerung der bereits gigantisch 
hohen Rüstungsausgaben.  
 
Gleichzeitig findet ein neuer atomarer Rüstungswettlauf statt. 
 
Auch in Deutschland wird immer mehr Geld für Militär ausgegeben. 
 
Deutschland steht auf Platz 7 der Länder mit den höchsten 
Rüstungsausgaben.  
 



Für das laufende Jahr liegen die Rüstungsausgaben bei 47 Milliarden 
Euro.  
 
Nach der Zielvorgabe der NATO sollen künftig zwei Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts für Militär ausgeben werden.  
 
Das entspräche einer Erhöhung der deutschen Rüstungsausgaben um 
mehr als 20 Milliarden Euro - pro Jahr!  
 
Das macht in fünf Jahren 100 Milliarden Euro! 
 
Wir sagen deutlich: 
 
ABRÜSTEN STATT AUFRÜSTEN! 
 
Auch in Deutschland stehen völlig andere Aufgaben auf der 
Tagesordnung als der Umbau der Bundeswehr zu einer weltweit 
einsetzbaren Interventionsarmee! 
 
Kein einziges Menschheitsproblem kann militärisch gelöst werden.  
 
Im Gegenteil: Rüstung und Krieg verschärfen die Probleme dramatisch. 
 
Rüstung tötet schon im Frieden.  
 
Das Geld, das für neue Panzer, Kampfflugzeuge und andere 
Mordwerkzeuge aus dem Fenster geworfen wird, fehlt dort, wo es 
dringend benötigt wird: für die Bekämpfung von Hunger und Armut, für 
Bildung und medizinische Versorgung, für Umwelt- und Klimaschutz.  
 
Dafür brauchen wir unser Steuergeld, nicht für Rüstung und Militär! 
 
In vielen Teilen der Welt werden Kriege und Bürgerkriege geführt.  
 
Die Liste dieser Kriege ist ebenso lang wie blutig. 
 
Die meisten Opfer sind Zivilisten.  
 
Auch in Afghanistan.  
 
 



Afghanistan steht für das Scheitern eine Politik, die am dem Irrglauben 
festhält, demokratische Staatlichkeit ließe sich mit militärischen Mitteln 
durchsetzen. Nach über zwanzig Jahren Krieg stehen das Land und 
seine Menschen am Abgrund.  
 
Angesichts der ebenso katastrophalen wie beschämenden Entwicklung 
in Afghanistan fordern wir, dass die Bundesregierung Verantwortung für 
gefährdete Menschen übernimmt.   
 
Schluss mit dem bürokratischen Irrsinn der letzten Monate, der 
Menschenleben gefährdet! 
 
Wer durch die Taliban oder den IS gefährdet ist, muss ausgeflogen 
werden!  
 
Liebe Friedensfreundinnen und Friedensfreunde, 
 
Krieg ist ein schmutziges Geschäft, aber hochprofitabel. 
 
Hier werden im wahrsten Sinne des Wortes Bombengeschäfte gemacht. 
 
Deutschland ist nach den USA, Russland und China der viergrößte 
Waffenexporteuer weltweit. 
 
Auch mit Waffen aus Deutschland werden Kriege und Bürgerkriege 
geführt. 
 
Viele der exportierten Waffen finden ihren Weg zu Terrorgruppen und 
Kriminellen. Auch der sogenannte „Islamische Staat“ mordet mit 
deutschen Waffen.  
 
Mit Waffen aus Deutschland werden Menschen getötet, verstümmelt 
oder in die Flucht getrieben. 
 
Wer Rüstung exportiert, exportiert Tod.  
 
Das Geschäft mit dem Tod muss endlich gestoppt werden!  
 
Deshalb: 
 
NEIN! ZU RÜSTUNGSEXPORTEN! 
 



Wir demonstrieren: 
 
Für Frieden und Abrüstung! 
 
Für eine Welt ohne Atomwaffen! 
 
Für ein sofortiges und umfassendes Verbot von Rüstungsexporten! 
 
Für internationale Solidarität! 
 
Schluss mit den Auslandseinsätzen der Bundeswehr! 
 
Keine Beteiligung von Deutschland an Kriegen! 
 
Für diese Forderungen machen wir Druck – vor und nach der 
Bundestagswahl am 26. September!  
 
Liebe Friedensfreundinnen und Friedensfreunde, 
 
der Antikriegstag ist ein antifaschistischer Gedenktag.  
 
In Thüringen wurde im letzten Jahr mit den Stimmen von CDU, FDP und 
den Faschisten der Höcke-AfD ein FDP-Mann zum Ministerpräsidenten 
gewählt, der erst nach massiven Protesten der demokratischen 
Öffentlichkeit den Rückzug antrat. 
 
Hier in Erbach hat eine Allianz aus Bürgermeister, CDU, ÜWG und AfD 
den Austritt der Stadt aus dem Bündnis Odenwald gegen Rechts 
beschlossen - gegen die Stimmen von SPD und Grünen. 
 
Dieser Beschluss wurde gefasst trotz der massiven Bedrohung unserer 
Demokratie von rechts, nach hunderten von Nazi-Morden und tausenden 
von rassistischen, rechtsextremistischen und antisemitischen Straf- und 
Gewalttaten in den zurückliegenden Jahren.  
 
Es ist ein unglaublicher politischer Skandal, dass eine solche 
Entscheidung im Jahr 2021 überhaupt möglich ist! 
 
Für die Entscheidung des Magistrats und der Stadtverordneten-
versammlung ist selbst der Ausdruck Schande noch zu milde! 
 



Unsere Demokratie braucht eine starke und solide Brandmauer gegen 
rechts, die breit verteidigt werden muss. 
 
Eine Partei wie die AfD, die Faschisten, Rassisten und Antisemiten in 
ihren Reihen duldet und Hass und Hetze verbreitet, gehört definitiv nicht 
zum demokratischen Spektrum! 
 
Es ist die gemeinsame Aufgabe aller Demokratinnen und Demokraten, 
sich klar und eindeutig nach rechts abzugrenzen. 
 
Demokratie erfordert Haltung. 
 
Der Odenwaldkreis und unser Landrat Frank Matiaske zeigen diese 
Haltung. 
 
Diese Haltung fordern wir auch von den politisch Verantwortlichen in der 
Stadt Erbach ein!  
 
Das Bündnis Odenwald gegen Rechts leistet mit seiner engagierten und 
mehrfach auf Landes- und Bundesebene ausgezeichneten Arbeit einen 
wertvollen und unverzichtbaren zivilgesellschaftlichen Beitrag zur 
Verteidigung der Demokratie und der Menschenwürde gegen die 
Bedrohung von rechts, die die diese Demokratie abschaffen will und die 
Menschenwürde mit Füßen tritt. 
 
Für die Bundestagswahl am 26. September ist meine Wahlempfehlung: 
 
Wählen gehen, demokratisch wählen und das Kreuz dort machen, 
wo es garantiert keinen Haken hat! 
 
Herzlichen Dank! 


